


2. Mit Abschluss dieses Vergleichs sind die Klageforderungen und die im Rahmen 

der Hilfswiderklage und Hilfsaufrechnung geltend gemachten Ansprüche sowie al-

le wechselseitigen Ansprüche zwischen den Parteien aus und im Zusammenhang 

mit dem streitgegenständlichen Kilometerleasingvertrag zur Angebotsnummer 

 abgegolten, unabhängig davon, ob es sich um gegenwärtige oder künfti-

ge, bekannte oder unbekannte Ansprüche handelt. Dies gilt insbesondere für etwai-

ge Rückabwicklungsansprüche im Zusammenhang mit dem Widerruf der auf Ab-

schluss des streitgegenständlichen Kilometerleasingvertrags zur Angebotsnum-

mer gerichteten Willenserklärung des Klägers.

3. Die Kosten des Rechtsstreits und des Vergleichs werden gegeneinander aufgeho-

ben.

4. Der Kläger verpflichtet sich, über den Inhalt des Rechtsstreits sowie den Ab-

schluss, den Grund und den Inhalt dieses Vergleichs Stillschweigen zu bewahren, 

sofern nicht gesetzliche oder behördliche Mitteilungspflichten (bspw. gegenüber ei-

ner Rechtsschutzversicherung) bestehen. Der Kläger wird auch seine Prozessbe-

vollmächtigten sowie ggf. eine Rechtsschutzversicherung anweisen, insoweit Still-

schweigen zu bewahren und diese insoweit auch nicht von der Schweigepflicht ent-

binden.

II. Der Streitwert wird auf 3.444,60 € festgesetzt. Ein überschießender Vergleichswert be-

steht nicht.

Rechtsbehelfsbelehrung:

 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Landgericht Karlsruhe
Hans-Thoma-Straße 7
76133 Karlsruhe

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-
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teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingelegt werden. Eine Einlegung per E-Mail ist 
nicht zulässig. Wie Sie bei Gericht elektronisch einreichen können, wird auf www.ejustice-bw.de beschrie-
ben.

 

Bischoff
Richterin am Landgericht 
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